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Sachverhalt 
Die Gemeinde Sarow hat einen Konzessionsvertrag Strom (auch 
Wegenutzungsvertrag genannt) vom 30.12.2005 mit der E.DIS 
Aktiengesellschaft. Dieser Vertrag läuft vertragsgemäß nach 20 Jahren aus und 
die Gemeinde hat die Konzessionen neu auszuschreiben (rechtliche Grundlage ist 
§ 46 EnWG- Energiewirtschaftsgesetz). Dafür ist ein entsprechender Vorlauf 
erforderlich um die Ausschreibung rechtzeitig und rechtssicher zu vollziehen 
(Beschlussfassung, Veröffentlichung im Bundesanzeiger, Selektion der Bieter, 
Beschluss Zuschlag, Unterzeichnung neuer Vertrag). 3 Jahre vor Auslaufen der 
aktuellen Konzession hat die Gemeinde Anspruch auf technische und 
wirtschaftliche Informationen zum Netz (Datenherausgabe). Insbesondere 
benötigt diese Daten ein außenstehender Bieter – ein Interessent – um zu 
erfahren, wie die Gegebenheiten in der Gemeinde sind und was er dort vorfindet.  
Voraussetzung für den Erhalt dieser Daten ist die Unterzeichnung einer 
entsprechenden Vertraulichkeitsvereinbarung. Dies kann also nach dem 
30.12.2022 erfolgen. Es ist allerdings                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                              
ausreichend, die Daten anzufordern, nachdem die Interessensbekundung nach 
erfolgter Veröffentlichung im Bundesanzeiger abgelaufen ist. Sollte lediglich der 
bisherige Stromversorger sein Interesse bekundet haben, wäre die Herausgabe 
der Daten nicht erforderlich. In Vorbereitung dieser Sitzung wurde daher seitens 
der Verwaltung die verschobene Datenherausgabe – und diese nur auf 
Anforderung des Amtes erklärt (siehe Anlage Erklärung zur verschobenen 
Datenherausgabe).  [1] Konzession ist die befristete Verleihung eines 
Nutzungsrechts an einem Gemeingut durch die zuständige staatliche oder 
kommunale Behörde. Als Gegenleistung wird in vielen Fällen eine 
Konzessionsgebühr an den Überlasser bezahlt, als eine Art Entschädigung für 
seine Einschränkungen. Dementsprechend ist ein Konzessionsvertrag 
(Wegenutzungsvertrag) ein Vertrag zwischen der Gemeinde und dem 
Versorgungsunternehmen über Leitungen, die zu einem Energieversorgungsnetz 
der allgemeinen Versorgung im Gemeindegebiet gehören. Bei der Neuvergabe 
des Wegenutzungsvertrages sind neben der zuvor beschriebenen 
Datenherausgabe gemäß § 46 EnWG (siehe Anlage), der Bekanntmachung durch 
die Gemeinde im Bundesanzeiger und der Einhaltung der 3-monatigen Frist zur 



Interessensbekundung schließlich der Abschluss eines neuen 
Wegenutzungsvertrages (Konzessionsvertrages) zu durchlaufen. 
1) Der erste Schritt ist bereits erfolgt. Es wurde die Zustimmung zur 
verschobenen Datenherausgabe vom 12.05.2022 gegeben (siehe anbei). 
2) Bis spätestens Dezember 2023 ist die Veröffentlichung im Bundesanzeiger zu 
vollziehen - dafür wird  der heutige Beschluss benötigt. Eine Bekanntmachung im 
Amtsblatt der EU ist erst ab einer Kundenzahl von 100.000 Kunden notwendig - 
wird in der Gemeinde nicht erreicht. 
3) Ab Datum der Bekanntmachung im Bundesanzeiger haben interessierte 
Unternehmen drei Monate Zeit zur Interessensbekundung. 
4) Nach Ende der Interessenbekundungsfrist kann die Gemeinde einen neuen 
Konzessionsvertrag abschließen, sofern nicht mehr als ein 
Energieversorgungsunternehmen sein Interesse bekundet hat. Gibt es mehr als 
eine Interessenbekundung, wird ein sogenannter Kriterienkatalog mit 
dazugehöriger Bewertungsmatrix notwendig. Hier bedarf es dann eines später zu 
fassenden Beschlusses. 
 
 
Beschlussvorschlag 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzessionsverfahren zur Vergabe der 
Stromkonzession der Gemeinde Sarow gemäß § 46 EnWG durchzuführen. 
2. die Zustimmung zur verschobenen Datenherausgabe vom 11.05.2022 werden 
nachträglich gebilligt (siehe Anlage Zustimmung zur verschobenen 
Datenherausgabe). 
3. das Auslaufen des aktuellen Konzessionsvertrages zum 01.01.2026 im 
elektronischen Bundesanzeiger bekannt zu geben (Anlage Bekanntmachung). 
4. Die Verwaltung wird beauftragt, die Gemeindevertretung über das Ergebnis 
der Bekanntmachung zu informieren. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Nach Abschluss eines neuen Vertrages – gegebenenfalls sogar schon vorher - 
sind aus heutiger Sicht Änderungen in der Höhe der Konzessionsabgaben zu 
erwarten, wenn man davon ausgeht, dass der Verbrauch, der Preis, das 
Verbraucherverhalten und die gesetzlichen Vorgaben sich ändern, wie es bereits 
jetzt sichtbar wird. Diese Vorausschau gilt auch unabhängig vom Konzessionär, 
der letztlich den Zuschlag erhält. 
 
 
 
 
Anlage/n 

1 67 Bekanntmachung über das Vertragsende des 
Wegenutzungsvertrages Strom in der Gemeinde Sarow 1  ( öffentlich 
) 
 

2 67 Vertraulichkeit und Zustimmung verschobene Datenherausgabe  ( 
öffentlich ) 
 

3 § 46 EnWG  ( öffentlich ) 
 



Bekanntmachung über das Vertragsende des 

Wegenutzungsvertrages Strom in der Gemeinde Sarow 

Die Gemeinde Sarow gibt gemäß § 46 Abs. 3 Satz 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 

bekannt, dass der mit der E.DIS Aktiengesellschaft bestehende Wegenutzungsvertrag für die 

Gemeinde Sarow vom 30.12.2005 über die Nutzung der öffentlichen Verkehrswege für die 

Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die der allgemeinen Versorgung mit elektrischer 

Energie im Gemeindegebiet dienen zum 30.12.2025 für die Gemeinde Sarow endet.  

Die Gemeinde Sarow beabsichtigt einen zeitlich anschließenden Wegenutzungsvertrag 

Strom (Konzessionsvertrag über die öffentliche Versorgung mit elektrischer Energie) für den 

Zeitraum ab dem 31.12.2025 zu schließen. 

Am Abschluss eines solchen Vertrages interessierte Unternehmen sind aufgefordert, ihr 

Interesse innerhalb einer Frist von 3 Monaten, gerechnet ab dem Veröffentlichungsdatum 

dieser Bekanntmachung im Bundesanzeiger, schriftlich bei der Gemeinde Sarow, über Amt 

Demmin- Land, Goethestraße 43, 17109 Demmin, zu bekunden. Später eingehende 

Interessensbekundungen können nicht berücksichtigt werden.  

Die gemäß § 46 EnWG durch die E.DIS Aktiengesellschaft zur Verfügung gestellten 

Informationen sind nach erfolgter Interessensbekundung nach Ende der 

Interessensbekundungsfrist bei der Gemeinde Sarow, über Amt Demmin- Land, 

Goethestraße 43, 17109 Demmin verfügbar. Zugang zu den Daten erhalten alle 

Interessenten, die sich gegenüber der Gemeinde zur vertraulichen Behandlung der Daten 

verpflichten.  

 

 

 



e.dis
Vertraulichkeitsvereinb arung

zwischen

Gemeinde sarow, Amt Demmin-Land, Goethestr. 43, 17 r0g Demmin
nachfolgend "Gemeinde" genannt

und

E.DIS Netz GmbH, Langewahrer str. 60, 1ss17 Fürstenwarde/spree
nachfolgend "E.DIS " genannt

Präambel
E'DIS ist nach g 46 a EnwG ein Jahr vor Bekanntmachung der Gemeinde nach $ 46
A!sa11 3 EnWG verpflichtet, diejenigen Informationen übJr die technische und wirt-
schaftliche Situation des Netzes zur Verfügung zu stellen, die für eine Bewertung des
Netzes im Rahmen einer Bewerbung um den Abschluss eines Vertrages nach $ 46 Ab-
satz 2 Safz i EnWG erforderlich sind.

Diese Informationen sind Geschäftsgeheimnisse der E.DIS und sind von der Gemeinde
vertraulich zu behandeln. Dazu vereinbaren die parteien Folgendes:

1.

Die Gemeinde verpflichtet sich, die erhaltenen Informationen streng vertraulich zabe-
handeln und ausschließlich im Rahmen des Interessenbekundungsverfahrens gemäß $46 Absatz 2 EnWG zu verwenden. Der Begriff "Information" ist grundsätzlich weit zu
fassen und umfasst hierbei jegliches Ansciauungsmaterial wie insbesondere Unterla-
gen, Skizzen, Schriftstücke, Aufzeichnungen, Notizen, Dokumente und Dateien, Daten_
aufstellungen. Vertrauliche lnformationen können hierbei auch solche Informationen
sein, die wäh¡end einer mündlichen Präsentation oder Diskussion bekannt werden
wenn diese erkennbar als vertraulich einzuordnen sind.

2.

Keine vertraulichen Informationen sind solche, die allgemein bekannt oder öffentlich
zugänglich sind.

3.
Die Gemeinde wird die unbefugte Benutzung, Bekanntgabe, Veröffentlichung oderverbreitung dieser Informationen unterlassen ùnd hierbei-Sorgfalt wie in eigenJn An-
gelegenheiten anwenden. Sie verpflichtet sich, diese Informuttrr"n gegenüber Dritten
weder selbst noch durch andere Personen zu vervielfälfigen, zuverbreiten, bekannt zu
geben oder diese flir andere zwecke z\nutzeî. Sie steltlicúer, dass die Informationen
oder Teile hiervon nur an solche Angestellte oder Bevollmachtigte weitergegeben wer-
den, denen die Vertraulichkeit der gegebenen Informationen bekãnnt ist. Die Gemeinde
stellt sicher, dass diese Angestellten und Bevollmächtigten ebenso zur Vertraulichkeit
im Sinne dieser Vereinbarung verpflichtet werden.
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4.

Die vertraulichen Informationen bleiben im alleinigen Eigentum der E.DIS. Keine Par-
tei erwirbt das Eigentum oder sonstige Nutzungsrechte an den vertraulichen lnformati-
onen der jeweils anderen Partei aufgrund dieser Vereinbarung oder sonst wegen kon-
kludenten Verhaltens. Vielmehr behält sich E.DIS das Eigentum und sämtliche Rechte
an den vertraulichen Informationen vor. Die Gemeinde erkennt das Eigentum und die
Inhaberschaft sämtlicher Rechte der E.DIS an den von diesen offengelegten vertrauli-
chen Informationen ausdrücklich an.

5.

Im Falle eines Verstoßes gegen die Vertraulichkeitsverpflichtung und/oder die Eigen-
tumsrechte gemäß Ziffer 4. dieser Vereinbarung, verpflichtet sich die Gemeinde zurr

Zahlungeiner Vertragsstrafe, die in das Ermessen der E.DIS gestellt wird und durch das
zuständige Gericht oder Schiedsgericht, falls eine entsprechende Vereinbarung zwi-
schen den Parteien getroffen wurde, auf ihre Angemessenheit überprüft werden kann.
Dies gilt auch fi.ir den Fall, dass der Verstoß durch ein mit der Gemeinde gemäß $ 15

AktG und/oder $$ 271,290 HGB verbundenes Unternehmen oder durch einen von der
Gemeinde beauftragten Dritten begangen wird.
Die Geltendmachung weitergehender Unterlassungs- und Schadensersatzansprüche
bleibt vorbehalten.

6.

Im Rahmen des vorgenannten Interessenbekundungsverfahrens ist die Gemeinde be-
rechtigt, die gegenständlichen lnformationen an die Bewerber des lnteressenbekun-
dungsverfahrens zu übermitteln. Für den Fall, dass der Interessent an der Weiterverfol-
gung des Verfahrens nicht interessiert ist oder die Verhandlungen endgültig beendet
werden, ist der lnteressent zu verpflichten, sämtliche lnformationen zu vernichten, ohne
Kopien zurückzuhalten. Die Gemeinde sctrließt mit dem jeweiligen Bewerber eine in-
haltlich mit dieser Vereinb arung gleiche Vertraulichkeitsvereinbarung ab.

Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung bestehen nicht. Änderungen und Er-
gänzungen bedürfen de¡ Schriftform. Dies gilt auch fü¡ das Sch¡iftformerfordernis
selbst.

sarow, .2.f,,4. . ¿¿ ¿.r1. Fürstenwald e, 13.0 1 .2021

i \l [r:,..'.4 ;fr,6Uuh
elanie Nowacki Beate Boortz
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Zustimmung verschobene Daten herausgabe

Die E.DIS Netz GmbH möchte sich darauf verstãndigen, dass die Datenherausgabe durch die E.DIS Neu GmbH
gemäß $ 46a EnWG für die Konzessionsgebiete der Gemeinden l(letziñ und Sarow erst nach Ablauf der
lnteressenbekundungsfrist und nach Aufforderung durch die Gemeinden er{olgt.
Das Anrt Demmin Land wird den Auskunftsanspruclr gegenüber der E.DIS Netz CmbH gemäß g 46 a EnWG bis zu

dem vorgenanntcn Zcltpunkt nicht geltend machen.

Die verschobene Datenherausgabe wírd hiermít bestätigt.

2¿72
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Sofeltr rrur ein Bewerber sein lnteresse bekundet, kann die Gemeinde mit ihm elnen neuen
Konzessionsvertrag verhandeln und abschließen. Eine Datenherausgabe wäre in diesem
Fall nicht zwingend notwendig.

$ 46 Wcgcnutzungsverträge

(l) Gemeinden haben lhre öffentllchen Verkehrswege fur die Verlegung und den Betrieb von Letun-
gen, einschließlich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör, zur unmittelbaren Versorgung
von LeEtverbrauchern int Gerneindegebiel. diskrinri¡rierungsfrei durch Vertrag zur Verfügung zu stel-
len. Unbeschadet ihrer Verpflichtungen nach Satz 1 können die Gemeinden den Abschluss von Ver-
trägen ablehnen, solange das Energieversorgungsunternehmen die Zahlung von Konzessionsabga-
ben in Höhe der HöchstsäEe nach $ 48 Absa2 2 verweigert und eine Einigung über die Höhe der
Konzessionsabgaben noch nícht ezielt ist.

(2) Verträge von Energieversorgungsunternehmen mit Gemcindcn iibar clic NuÞrrng öffentlicher Ver-
kehrswege fiir die Verlegung und den Betrieb von Leitungen, die zu einem EnergieversorgungsneE
der allgemeinen Versorgung im Gemeindegebiet gehören, dûrfen höchstens für eine Laufzeit von 20
Jahren abgeschlossen werden. Werden solche Verträge nach ihrem Ablauf nicht verlängert, so ist der
bisher NuÞungsberechtigte verpflichtet, seine ftlr den Betrieb der NeEe der allgerneinen Versorgutrg
im Gemeindegebiet notwencligen Verteilungsanlagen dem neuen Energieversorgungsunternehmen
gegen Zahlung einer wirtschaftlich angemessenen Vergútung zu úbereignen. Das neue Energiever-
sorgungsuntemehmen kann statt der Übereignung verlangen, dass ihm der BesiE hieran eingeräumt
wird. Für die wirtschafilich angemessene Vergütung ist der sich nach den zu ezielenden Erlösen be-
messende objektivierte Ertragswert des EnergieversorgungsneEes maßgeblich. Die Möglichkeit zur
Einigung auf eine andeniveitig basierte Vergütung bleibt unberührt.

(3) Die Gemeinden machen spätestens zwei Jahre vor Ablauf von Verfägen nach AbsaE 2 das Ver-
und einen ausdrücklichen Hinweis auf die nach $ 46a von der Gemeinde in geeigneter

Formzu veröffenüichenden Daten sowíe den Ort derVeröffentlichung durch Veröffenüichung im Bun-
desanzeiger bekannt. Wenn im Gemeindegebiet mehr als 100 000 Kunden unmittelbar oder mittelbar
an das Versorgungsnetz angeschlossen sind, hat die Bekannùnachung zusäÞlich im Amtsblatt der
Europäischen Union zu erfolgen. Beabsichtigen Gemeinden eine Verlängerung von Verträgen nach

2 vor Ablauf der Vertragslaufzeit, so sind die bestehenden Verträge zu beenden und die vor-
Beendigung sowie das Vertragsende nach Maßgabe der SäÞe 1 und 2 öffenüich bekannt zu

(a) Die Gemeinde ist bei der Auswahl des Untemehmens den Zielen des g 1 AbsaE 1 verpflichtet.
Unter Wahrung neEwirtschafilicher Anforderungen, insbesondere der Versorgungssicherheit und der
Kosteneffizienz, können auch Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschafi berücksichtigt werden. Bei
der Geurichtung der eínzelnen Auswahlkriterien ist die Gemeinde berechtigt, den Anforderungen des
iareiligen NeEgebietes Rechnung zu fagen. Die Gemeinde hat jedem Untemehmen, das innerhalb
einer von der Gemeinde in der Bekanntmachung nach AbsaÞ 3 SaE 1 oder 3 geseEten Frist von
mindestens drei Kalendermonaten ein lnteresse an der Nutzung der öffentlichen Verkehrswege be-
kundet, die Auswahlkriterien und deren Gewichtung in Textform miEuteilen.

(5) Die Gemeinde hat die Unternehmen, deren Angebote nicht angenommen werden sollen, über die
Gründe der vorgesehenen Ablehnung ihres Angebots und (¡ber den frúhesten Zeitpunkt des beabsích-

Vertragsschlusses itt Tcxtfo¡rn ¿u infolnrieren. Die Gemeinde macht bei Neuabschluss oder
g von Verträgen nach AbsaÞ 2 ihre Entscheidung unter Angabe der maßgeblichen Grün-

de öffentlich bekannt.

(6) Die AbsäEe 2 bis 5 fìnden fúr Eigenbetriebe der Gemeinden entsprechende Anwendung.

(7) Die Aufgaben und Zuständigkeiten der Kartellbehörden nach dem GeseE gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen bleiben unberührt.



$ 46a Auskunftsanspruch der Gemeinde

Der bisherige Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, der Gemeinde spätestens ein Jahr vor Bekanntma-
chung der Gemeinde nach $ 46 Absatz 3 diejenigen lnformationen über die technische und wirtschaft-
liche Situation des Netzes zur Verfügung zu stellen, die für eine Bewertung des Netzes im Rahmen
einer Bewerbung um den Abschluss eines Vertrages nach $ 46 AbsaE 2 SaE.1 erforderlich sind. Zu
den Informationen über die wirtschaftliche Situation des Netzes gehören insbesondere

1. die im Zeitpunkt der Errichtung der Verteilungsanlagen jeweils erstmalig aktivierten Anschaffungs-
und Herstellungskosten gemäß $ 255 des HandelsgeseEbuchs,

2. das Jahr der Aktivierung der Verteilungsanlagen,
3. die jeweils in Anwendung gebrachten betriebsgewöhnlichen NuEungsdauern und
4. die jeweiligen kalkulatorischen Restwerte und NuÞungsdauem laut den betreffenden Bescheiden

der jeweiligen Regulierungsbehörde.

Die BundesneÞagcntur kann im Einvernehmen mit dem Bundeskartellamt Entscheidungen über den
Umfang und das Format der zur Verfügung zu stellenden Daten durch Festlegung gegenüber den
Energ ieversorgungsunternehmen treffen.
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